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Geltungsbereich 
1.1 Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) 
regeln alle Rechtsbeziehungen zwischen dem Ar-
beitskräfteüberlassungsunternehmen, im folgenden 
kurz AÜ, und dem Beschäftigerbetrieb, im folgenden 
Beschäftiger genannt. Grundlage für die Überlas-
sung von Arbeitskräften ist das Österreichische Ar-
beitskräfteüberlassungsgesetz in der jeweils gülti-
gen Fassung.  
 
1.2 Die Vertragsteile vereinbaren die Geltung dieser 
AGB nicht nur für das erste Rechtsgeschäft, sondern 
ausdrücklich auch für sämtliche weitere Geschäfte, 
wie insbesondere Folge- und Zusatzaufträge. Diese 
AGB und sonstige Bestimmungen der Rahmenver-
einbarung gelten auch dann fort, wenn der AÜ über 
einen ursprünglich vereinbarten oder beabsichtigten 
Endtermin Arbeitskräfte zur Verfügung stellt oder 
wenn die Anforderung von Arbeitskräften mündlich 
erfolgt ist. 
 
1.3 Der Beschäftiger erklärt, Verträge nur auf Grund 
dieser AGB abschließen zu wollen. Allfälligen Ver-
tragsbedingungen des AÜ wird hiermit ausdrücklich 
widersprochen. Diese gelten nur dann, wenn dies 
ausdrücklich und schriftlich vereinbart wird. 
 
1.4 Änderungen und Ergänzungen zu diesen AGB, 
der Rahmenvereinbarung oder zum Einzelvertrag 
bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schrift-
form. Es wird festgehalten, dass Nebenabreden zu 
diesen AGB nicht bestehen. 
 
Vertragsabschluss 
2.1 Der Einzelvertrag kommt nur nach erfolgtem 
Abschluss der Rahmenvereinbarung und durch die 
Auftragsbestätigung durch den Beschäftiger oder 
durch Übersendung einer schriftlichen Auftragsbe-
stätigung seitens des AÜ oder durch Aufnahme der 
Beschäftigung der überlassenen Arbeitskräfte zu-
stande. 
 
2.2 Jedem Anbot im Zuge der Jahresrahmenaus-
schreibung hat der AÜ folgende Unterlagen beizu-
legen: Unbedenklichkeitsbescheinigung der Sozial-
versicherung, Gewerbeberechtigung für die 
Berechtigung der Arbeitskräfteüberlassung,  
Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes, 
Unbedenklichkeitsbescheinigung der BUAK, 
Führungsbestätigung des ANKÖ für das jeweils aktu-
elle Jahr.  
 
 
 

Firmenbuch: 61689 w / STRABAG AG 
UID-Nr.: ATU 14487107 
Firmenbuch-Gericht: Landesgericht Klagenfurt 
Firmensitz: Spittal/Drau 
AGB - Fassung vom: 10.03.2021 
Gültigkeitsbeginn mit: 01.05.2021 
ersetzt Fassung vom: 03.03.2016  
 
Unternehmer aus einem anderen Mitgliedstaat der 
EU oder Vertragsstaat des EWR sowie der schwei-
zerischen Eidgenossenschaft, die dem Anzeigever-
fahren gemäß § 373a GewO unterliegen, haben die 
entsprechenden Nachweise zu erbringen (Dienst-
leistungsanzeige). 
 
2.3 Die besonderen Bedingungen der einzelnen 
Überlassung wie Beginn und Dauer des Arbeitsein-
satzes, Qualifikation der überlassenen Arbeitskräfte 
und Ort des Arbeitseinsatzes ergeben sich aus-
schließlich aus dem Abruf durch den Beschäftiger so-
wie der Auftragsbestätigung des AÜ. 
 
2.4 Bei einer unbefristeten Überlassung von Arbeits-
kräften ist der Beschäftiger berechtigt, den Vertrag 
mindestens vierzehn Werktage vor dem letzten Ein-
satztag der jeweiligen Arbeitskraft schriftlich zu kün-
digen. Das Einlangen einer Mitteilung über den letz-
ten Einsatztag beim Überlasser ist ausreichend und 
maßgeblich. 
 
2.5 Die Weitergabe von Leistungen oder Teilen von 
Leistungen an Dritte ist unzulässig. 
 
 
Leistungsumfang 
3.1 Der AÜ überlässt dem Beschäftiger Arbeits-
kräfte, welche die fachliche Eignung der vom Be-
schäftiger angeforderten Berufsgruppe aufweisen. 
Der Beschäftiger übermittelt dem AÜ gemäß § 9 Abs. 
3 ASchG die jeweiligen Anforderungsprofile sowie 
Informationen und erforderliche Si-Ge-Dokumente). 
Die Qualifikation der Arbeitskräfte entspricht den 
durchschnittlichen Fähigkeiten einer Arbeitskraft der 
jeweiligen Berufsgruppe. Haben Arbeitskräfte be-
sondere Qualifikationen aufzuweisen, ist dies geson-
dert zu vereinbaren. Die Arbeitskräfte haben ausrei-
chende Deutschkenntnisse vorzuweisen. Vorarbeiter 
und Facharbeiter haben über entsprechende Kennt-
nisse der einschlägigen Ö-NORMEN oder anderer 
fachspezifischen Normen zu verfügen. Sonstige au-
ßergewöhnliche Rahmenbedingungen am Einsatzort 
werden im Einzelfall gesondert vereinbart. 
 
3.2 Die überlassenen Arbeitskräfte arbeiten unter 
der Führung, Weisung und Verantwortung des Be-
schäftigers. Der AÜ schuldet keinen wie immer ge-
arteten Arbeitserfolg. 
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3.3 Der AÜ hat jede überlassene Arbeitskraft als Voll-
zeitbeschäftigten anzumelden. Es darf nur Eigenper-
sonal überlassen werden. Es gilt eine 39-Stunde als 
Normalarbeitszeit sowie die zugehörigen Kurz-
/Langregelungen im Bauwesen, auch eine allfällige 
Dekadenregelung. 
 
 
Rechnungslegung, Zahlung, Stundensätze 
4.1 Die Höhe des jeweiligen Stundensatzes ergibt sich 
aus der Jahresrahmenvereinbarung oder aus der Auf-
tragsbestätigung des AÜ. Wird ein Auftrag für Qualifi-
kationen außerhalb der Rahmenvereinbarung ohne 
vorheriges Angebot seitens des AÜ erteilt, so kann der 
AÜ nur jenen Stundensatz geltend machen, der seinen 
üblichen Konditionen oder einem angemessenen Ent-
gelt entspricht.  
 
4.2 Die vereinbarten Stundensätze gelten als Fest-
preise für die Dauer der diese Rahmenvereinbarung 
zugrundeliegenden Kollektivvertragsperiode.  
 
4.3 Der Beschäftiger vergütet ausschließlich die tat-
sächlich erbrachte Arbeitszeit der überlassenen Ar-
beitskräfte. Anfahrtszeit und Quartierkosten werden 
nicht gesondert vergütet. Für 50% Überstunden wird 
kein Zuschlag verrechnet, für 100% Überstunden be-
trägt der Zuschlag 50%, außer es wird im Verhand-
lungsprotokoll anderslautend vereinbart. 
 
4.4 In den vereinbarten Stundensätzen sind weder 
Schmutz-, Erschwernis- und Gefahrenzulagen, noch 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtzuschläge enthalten, 
außer es wird im Verhandlungsprotokoll anderslautend 
vereinbart. Diese sind vom AÜ laut geltenden Kollek-
tivverträgen zu entlohnen. 
 
4.5 Überstunden sowie die unter Punkt 4.4 angeführ-
ten Zuschläge werden nur dann vergütet, wenn diese 
ausdrücklich vom Beschäftiger angeordnet werden. 
 
4.6 Grundlage für die Abrechnung des Honorars sind 
die vom Beschäftiger oder dessen Gehilfen nach Be-
endigung der Arbeitszeit vor Ort zumindest einmal wö-
chentlich zu unterschreibenden und mit Firmenstem-
pel zu versehenden Tätigkeitsnachweise (Stunden-
nachweise). Nicht unterfertigte Stundennachweise 
werden in der Abrechnung nicht berücksichtigt.  
 
4.7 Die Rechnungslegung erfolgt 14-tägig. Als Zah-
lungsfrist gelten 30 Tage netto ab Rechnungseingang, 
außer es wird im Verhandlungsprotokoll anderslautend 
vereinbart. Der Fristenlauf beginnt ab dem Eingang 
der prüffähigen Rechnung mit allen Nachweisen der 
Leistungserbringung. 
 
4.8 Die Zahlungsüberweisungen des Beschäftigers er-
folgen – EDV-unterstützt – einmal wöchentlich mittels 
Überweisung, Scheck, Brutto-Netto-Wechsel oder 
Überrechnung der Mehrwertsteuer. Als rechtzeitig gilt 
eine Zahlung dann, wenn in jener Woche, in der die 
Skonto- bzw. Nettozahlungsfrist endet, der Überwei-
sungsantrag bei der Bank einlangt bzw. der Scheck o-
der Wechsel zur Post gegeben wird bzw. der Überrech-
nungsantrag beim Finanzamt einlangt. 
 
 
 

4.9 Der AÜ stimmt ausdrücklich zu, dass der Beschäf-
tiger Forderungen des AÜ mit eigenen Forderungen o-
der solchen seiner Konzerngesellschaften und Arbeits-
gemeinschaften, an denen der Beschäftiger oder seine 
Konzerngesellschaften beteiligt sind, vorweg aufrech-
nen kann; dies auch bei einer Abtretung, Verpfändung 
oder gerichtlichen Pfändung der Forderungen des AÜ. 
 
 
4.10 Eine Abtretung oder Verpfändung von Forderun-
gen des AÜ gegenüber dem Beschäftiger an Dritte ist 
nur mit ausdrücklicher Zustimmung des Beschäftigers 
wirksam und zulässig. In diesen Fällen wird ein Pro-
zentsatz des Rechnungsbetrages in Höhe von 1% als 
pauschale Kostenvergütung einbehalten. 
 
4.11 Der AÜ hat die Rechnungen an den Beschäftiger 
digital im PDF-Format an 
invoice.strabag@einvoicing.comarch.com oder in Pa-
pierform an den Beschäftiger, Business Center 931, 
1000 Wien zu übermitteln. 
 
Für jede Art der Rechnungsübermittlung gilt: 
 
Jede Rechnung hat einen Referenzcode zu enthalten, 
der von dem Beschäftiger gesondert bekanntgegeben 
wird. 
Der AÜ ist verpflichtet und hat zudem dafür verschul-
densunabhängig einzustehen, dass sämtliche von ihm 
digital oder in Papierform eingereichten Rechnungen – 
ohne deren Anlagen! –an hervorgehobener Stelle (z.B. 
im Betreff) den im Auftrag genannten Referenzcode 
eindeutig, fehlerfrei und in Schreibmaschinenschrift 
(ohne Zusätze oder Weglassungen) enthalten. Eine 
Rechnung, die keinen Referenzcode enthält, ist man-
gelhaft. Der Fristenlauf für die Rechnungsprüfung und 
Zahlung beginnt erst mit Eingang der mangelfreien 
und prüfbaren Rechnung. Die Anlagen zu den jeweili-
gen Rechnungen sowie sämtlicher Schriftverkehr zu 
diesem Vertrag / Bestellung (wie z.B. Bescheinigun-
gen, Nachweise, Bürgschaften, Schriftverkehr, etc.) 
sind hingegen an die im Vertrag im Vertrags-
kopf/Rubrum genannte Adresse, die auch für den all-
gemeinen Schriftverkehr gilt, zu übermitteln. 
 
 
Rechte und Pflichten des AÜ 
und des Beschäftigers 
5.1 Der AÜ und Beschäftiger sind verpflichtet, sämtli-
che gesetzliche Bestimmungen, insbesondere das Ar-
beitnehmerInnenschutzG, das Arbeitskräfteüberlas-
sungsgesetz, das Ausländerbeschäftigungsgesetz, das 
Arbeitsvertragsanpassungsgesetz und das Arbeitszeit-
gesetz in den jeweils geltenden Fassungen zu beach-
ten.. 
 
 
Der AÜ ist verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass die 
dem Beschäftiger zur Verfügung gestellten Arbeits-
kräfte ihre Identität jederzeit auf Nachfrage nachwei-
sen können. Der AÜ hat daher die von ihm überlasse-
nen Arbeitskräfte zu verpflichten, entsprechende, de-
ren Identität ausweisende, Dokumente (z.B. Reise-
pass, Personalausweis) im Original mitzuführen. 
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Arbeitskräfte, die ohne entsprechende Dokumente zu 
Beschäftigungsbeginn erscheinen oder auf der Bau-
stelle angetroffen werden, dürfen vom Beschäftiger 
von der Baustelle verwiesen werden, sodass damit der 
Einsatz endet. In diesem Fall ist der AÜ verpflichtet, 
dem Beschäftiger unverzüglich eine Ersatzarbeitskraft 
zur Verfügung zu stellen. Ist es dem AÜ nicht möglich, 
binnen 24 Stunden eine Ersatzarbeitskraft beizustel-
len, so wird ein Pönale in Höhe von EUR 100,00 pro 
Arbeitskraft und pro Tag des Verzuges zur Zahlung fäl-
lig. Der Beschäftiger ist berechtigt, die Pönale von 
der/den nächsten Rechnung/en des AÜ in Abzug zu 
bringen. 
Zur Abdeckung des Verwaltungsaufwandes für die 
Kontrolle durch den Beschäftiger, ist der Beschäftiger 
berechtigt, für jede Arbeitskraft einmalig ein Kosten-
beitrag von € 30 (bei unvollständigen Dokumenten zu-
sätzlich € 20 je weiterer Kontrolle) von der Rechnung 
des AÜ abzuziehen. Wird digital dokumentiert, ist der 
Beschäftiger weiters berechtigt, zusätzlich je Arbeits-
kraft ein Betrag von € 15 von der Rechnung des AÜ in 
Abzug zu bringen. 
 
Sofern der Beschäftiger digitale Ausweise ausstellt, 
sind diese spätestens bei Ende der Beschäftigung  ord-
nungsgemäß an den Beschäftiger zu retournieren, an-
dernfalls von der Schlussrechnung ein Betrag von 
200,- € je nicht retournierter Karte als Kaution einbe-
halten wird. 
 
5.2 Der AÜ ist nicht berechtigt, zugesagte oder bereits 
überlassene Arbeitskräfte durch Austausch zu erset-
zen. Dazu ist die ausdrückliche Zustimmung des Be-
schäftigers erforderlich. 
Ein Austausch ohne Zustimmung berechtigt den Be-
schäftiger zur Einhebung einer nicht dem richterlichen 
Mäßigungsrecht unterliegenden Pönale in Höhe von € 
100,00/pro ausgetauschter Arbeitskraft. Die Geltend-
machung darüber hinausgehender Ansprüche bleibt 
davon unberührt.  
 
5.3 Der AÜ hat vor Arbeitsantritt der jeweils überlas-
senen Arbeitskraft dem Beschäftiger  
a) Namen und Qualifikation der Arbeitskraft schriftlich 
mitzuteilen und 
b) eine Kopie der Anmeldung zur Sozialversicherung 
vorzulegen sowie 
c) bei Ausländern, die unter das AuslBG fallen, den 
Reisepass sowie einen Nachweis über die Zulassung 
am österreichischen Arbeitsmarkt im Original vorzule-
gen.  
 
Als Nachweis für die Beschäftigungszulassung gelten: 
Arbeitserlaubnis, Befreiungsschein, Niederlassungs-
nachweis, EU-Freizügigkeitsbestätigung, Niederlas-
sungsbewilligung – unbeschränkt, Daueraufenthalt-
EU.  
 
 
5.4 Bei grenzüberschreitender Arbeitskräfteüberlas-
sung hat der AÜ vor Arbeitsantritt der jeweiligen über-
lassenen Arbeitskraft dem Beschäftiger 
a) Namen und Qualifikation der Arbeitskraft schriftlich 
mitzuteilen sowie 
b) den Reisepass, die Aufenthalts- sowie die Beschäf-
tigungsbewilligung im Original, 

c) das ausgefüllte, unterschriebene und abgestem-
pelte Formular A1 „Bescheinigung über die Rechtsvor-
schriften der sozialen Sicherheit …“ im Original, 
d) das mit der Transaktionsnummer versehene For-
mular ZKO4 „Meldung einer Überlassung“ und 
e) sämtliche Lohnunterlagen in deutscher Sprache 
(Arbeitsvertrag, Überlassungsmitteilung, Lohnzettel, 
Banküberweisungsbelege, Arbeits-(stunden)auf-
zeichnungen, Lohnaufzeichnungen (Unterlagen be-
treffend die Lohneinstufung z.B. Lehrabschlussprü-
fung, Befähigungsnachweise, …)) vorzulegen. 
 
Als Nachweis für die Beschäftigungszulassung gelten 
die in Pkt. 5.3 angeführten Dokumente. 
 
5.5 Der Beschäftiger ist berechtigt, Arbeitskräfte, bei 
welchen die Unterlagen gemäß Pkt. 5.3 und Pkt. 5.4 
nicht vorliegen, abzulehnen. Der AÜ gerät diesfalls in 
Verzug. Eine Übergangsfrist zur nachträglichen Mel-
dung bei der Sozialversicherung wird dem AÜ nicht 
eingeräumt. Darüber hinaus wird eine Pönale in Höhe 
von €100,00 pro überlassener Arbeitskraft und pro 
Tag des Verzuges zur Zahlung fällig, wenn diese nicht 
bei Arbeitsantritt vorliegen. Wird binnen 24 Stunden 
eine Ersatzkraft bereitgestellt, reduziert sich die 
Pönale auf € 50,00 pro überlassene Arbeitskraft. Das 
Recht des Beschäftigers, einen über die Vertragsstrafe 
hinausgehenden Schadensersatz geltend zu machen, 
bleibt durch die Geltendmachung der Vertragsstrafe 
unberührt. 
 
5.6 Der AÜ bevollmächtigt den Beschäftiger beim zu-
ständigen Sozialversicherungsträger die Daten des 
Dienstgeberkontos des AN zum Zwecke der Überprü-
fung der Richtigkeit der Sozialversicherungsmeldung 
abzufragen. 
 
5.7 Der AÜ ist weiters verpflichtet, jederzeit auf Ver-
langen des Beschäftigers den schriftlichen Nachweis 
zu erbringen, dass die Sozialversicherungsbeiträge 
und sonstige Abgaben ordnungsmäßig abgeführt wur-
den. Als ein solcher Nachweis gelten ausschließlich: 
Sozialversicherungsanmeldung pro Arbeitskraft, Un-
bedenklichkeitsbescheinigung (nicht älter als 14 
Tage), Monatslohnabrechnungsbeleg pro Arbeitskraft, 
von der Arbeitskraft zu beantragender Versicherungs-
zeitennachweis, Lohnempfangsbestätigung der Ar-
beitskraft.   
  
5.8 Dem Beschäftiger steht hinsichtlich der überlasse-
nen Arbeitskräfte die Anleitungs-, Weisungs- und Auf-
sichtspflicht zu. Er ist weiters berechtigt, zur Überprü-
fung der Identität der überlassenen Arbeitskräfte die-
sen Identitätskarten auszustellen, die von den Arbeits-
kräften an der Kleidung gut sichtbar zu tragen sind. 
 
5.9 Der AÜ ist verpflichtet, die überlassene Arbeits-
kraft mit der für ihren Einsatz erforderlichen Kleidung, 
insbesondere Schutzbekleidung, auszustatten. Sofern 
Schutzbekleidung für den Einsatz erforderlich ist, 
müssen die überlassenen Arbeitskräfte vom AÜ zu-
mindest mit folgender Standardausrüstung ausgestat-
tet sein: 
 
1) Schutzhelm gemäß EN 397 
2) Sicherheitsschuhe S3 gemäß EN 345 
3) Warnweste gemäß EN 20471(:2013) 
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Der Beschäftigter ist berechtigt, Arbeitskräfte, die die 
erforderliche Kleidung oder Standardausrüstung zur 
Leistungserbringung nicht mitbringen, abzulehnen. 
Der AÜ gerät diesfalls in Verzug. Darüber hinaus wird 
eine Pönale in Höhe von € 100,00 pro überlassene Ar-
beitskraft und pro Tag des Verzugs zur Zahlung fällig. 
Wird binnen 24 Stunden eine Ersatzkraft bereitge-
stellt, reduziert sich die Pönale auf € 50,00 pro über-
lassene Arbeitskraft. 
 
5.10 Der AÜ darf Arbeitskräfte zu Tätigkeiten, für die 
Eignungs- und Folgeuntersuchungen vorgeschrieben 
sind, nur überlassen, wenn diese Untersuchungen 
durchgeführt wurden und eine bescheidmäßige Fest-
stellung der gesundheitlichen Eignung erfolgt ist. Der 
AÜ hat dem Beschäftiger die entsprechenden Nach-
weise vorzulegen. Die Aufzeichnungen betreffend Eig-
nungs- oder Folgeuntersuchungen sind vom AÜ zu 
führen, der Beschäftiger muss dem AÜ hierzu die er-
forderlichen Informationen und Unterlagen zur Verfü-
gung stellen. Der Beschäftiger ist berechtigt, Arbeits-
kräfte, bei welchen die entsprechenden Dokumente 
vor Arbeitsantritt nicht vorliegen, abzulehnen. Der AÜ 
gerät diesfalls in Verzug. Darüber hinaus wird eine 
Pönale in Höhe von € 100,00 pro überlassene Arbeits-
kraft und pro Tag des Verzuges zur Zahlung fällig. 
Wird binnen 24 Stunden eine Ersatzkraft bereitge-
stellt, reduziert sich die Pönale auf € 50,00 pro über-
lassene Arbeitskraft. 
 
5.11 Sofern der Einsatz der überlassenen Arbeits-
kräfte im Lärmbereich mit Überschreitung der Exposi-
tionsgrenzwerte (VOLV, VGÜ) erfolgt, hat der AÜ dem 
Beschäftiger die letztgültige Bestätigung der Audio-
metrie-Untersuchung gemäß § 4 VGÜ iVm § 50 ASchG 
vorzulegen. Der Beschäftiger ist berechtigt, Arbeits-
kräfte, bei welchen die entsprechenden Dokumente 
vor Arbeitsantritt nicht vorliegen, abzulehnen. Dar-
über hinaus wird eine Pönale in Höhe von € 100,00 pro 
überlassene Arbeitskraft und pro Tag des Verzuges zur 
Zahlung fällig. Wird binnen 24 Stunden eine Ersatz-
kraft bereitgestellt, reduziert sich die Pönale auf € 
50,00 pro überlassene Arbeitskraft. 
 
5.12 Fällt eine Arbeitskraft, aus welchem Grund auch 
immer aus oder erscheint nicht am vereinbarten Ein-
satzort, wird der Beschäftiger den AÜ umgehend in 
Kenntnis setzen. Dieser hat in solchen Fällen möglichst 
rasch dafür sorgen, dass eine Arbeitskraft zur Verfü-
gung gestellt wird. Darüber hinaus wird eine nicht dem 
richterlichen Mäßigungsrecht unterliegende Pönale in 
Höhe von € 100,00 pro überlassener Arbeitskraft und 
Arbeitstag zur Zahlung fällig. Davon ausgenommen 
sind Ausfälle aufgrund höherer Gewalt oder aufgrund 
nachweislicher Arbeitsunfähigkeit (Krankenstand). 
 
 
Vorzeitige Beendigung des Vertrages 
6.1 Der Beschäftiger ist berechtigt, den Vertrag auch 
vorzeitig ohne Einhaltung von Fristen oder Terminen 
aufzulösen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein 
wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn der 
AÜ gegen gesetzliche oder vertragliche Bestimmungen 
trotz Aufforderung zur Einhaltung verstößt; der Antrag 
auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das Ver-
mögen des AÜ mangels Kostendeckung abgewiesen 
wird;  
 

Gewährleistung 
7.1 Der AÜ leistet dafür Gewähr, dass die zur Verfü-
gung gestellten Arbeitskräfte ihre Zustimmung zur 
Überlassung an Dritte gegeben haben, arbeitsbereit 
sind und ausreichende Deutschkenntnisse vorweisen 
sowie über die geforderte Qualifikation oder eine ge-
sondert vereinbarte besondere Qualifikation verfügen.  
 
7.2 Der AÜ ist verpflichtet, dem Beschäftiger umge-
hend nach Beginn der Überlassung, spätestens nach 
24 Stunden, die Qualifikation und Arbeitsbereitschaft 
der überlassenen Arbeitskräfte nachzuweisen. Ent-
spricht eine überlassene Arbeitskraft der vereinbarten 
Qualifikation oder Arbeitsbereitschaft nicht, ist der AÜ 
verpflichtet die überlassene Arbeitskraft binnen 24 
Stunden auszutauschen. Meldet der Beschäftiger nach 
dem ersten Arbeitstag die überlassene Arbeitskraft zu-
rück, weil diese sich nicht für die Tätigkeit eignet, so 
hat er diesen ersten Arbeitstag dem AÜ nicht zu ver-
güten. 
 
 
Haftung 
8.1 Der AÜ wird dem Beschäftiger den durch von ihm 
überlassene Arbeitskräfte bei Erbringung ihrer Dienst-
leistungen beim Beschäftiger verursachte Schäden o-
der falls dieser von einem Dritten auf Grund §§ 1313a 
bis 1316 ABGB in Anspruch genommen wird, ersetzen, 
wenn die überlassene Arbeitskraft grob fahrlässig oder 
mit Vorsatz gehandelt hat. 
 
8.2 Bei Abberufung oder Austausch von Arbeitskräften 
ist der Beschäftiger berechtigt, wie auch immer gear-
tete Ansprüche daraus, gegen den AÜ geltend zu ma-
chen und haftet der AÜ dem Beschäftigter für die dar-
aus entstehenden Nachteile. 
 
8.3 Der AÜ haftet dem Beschäftiger für sämtliche 
Nachteile, die dieser durch Verletzung einer vom AÜ 
wahrzunehmenden Vertragspflicht erleidet.  
  
8.4 Das an die überlassene Arbeitskraft zu bezahlende 
Entgelt richtet sich nach dem in dem jeweiligen Be-
schäftigungsbetrieb gültigen Kollektivvertrag bzw. der 
ortsüblichen Entlohnung der jeweiligen Berufsgruppe 
und haftet der AÜ für die kollektivvertragliche Entloh-
nung der überlassenen Arbeitskräfte. Der AÜ hat mit 
der überlassenen Arbeitskraft einen ordnungsgemä-
ßen Vertrag zu schließen und diesen auch vollständig 
zu erfüllen. 
 
8.5 Weiters haftet der AÜ dafür, dass er  
a) seinen Abgabepflichten (Sozialversicherung, Fi-
nanzamt, etc.) ordnungsgemäß nachkommt; 
b) eine im FB eingetragene Gesellschaft ist; 
c) über eine aufrechte Gewerbeberechtigung für die 
Überlassung von Arbeitskräften verfügt und einen ge-
werberechtlichen Geschäftsführer eingesetzt hat; 
d) seine Geschäftsführer diese Funktionen nicht bei 
anderen Unternehmen, die insolvent wurden oder 
ihre Verpflichtungen gemäß lit a) nicht eingehalten 
haben, ausgeübt haben sowie 
e) die Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen 
Bestimmungen, insbesondere AuslBG, BUAG, AVRAG 
und AÜG. 
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Abwerbungs- und Konkurrenzverbot 
9.1 Der AÜ verpflichtet sich, während der Dauer der 
Zusammenarbeit und für einen Zeitraum von einem 
Jahr danach, keine Mitarbeiter des Beschäftigers ab-
zuwerben oder ohne Zustimmung des Beschäftigers 
anzustellen oder sich auch nur in der Absicht an diese 
zu wenden, dass diese ihm gegenüber ihre Leistung 
erbringen oder mit ihm direkt einen Dienstvertrag 
schließen. Dies gilt auch für von anderen Arbeitskräf-
teüberlassern überlassene und durch den Beschäftiger 
beschäftigte Arbeitskräfte. Für den Fall des Verstoßes 
gegen diese Bestimmung verpflichtet sich der AÜ zur 
Zahlung einer Vertragsstrafe in Höhe von der dem be-
treffenden Mitarbeiter innerhalb der letzten zwölf Mo-
nate gezahlten Gesamtbruttovergütung. 
 
9.2 Der Beschäftiger ist berechtigt, vom AÜ an den 
Beschäftiger überlassene Mitarbeiter während der 
Überlassung oder auch nach deren Beendigung in sei-
nen Mitarbeiterstand zu übernehmen. Der AÜ ist nicht 
berechtigt, daraus Ersatzansprüche welcher Art auch 
immer gegen den Beschäftiger geltend zu machen. 
 
9.3 Der AÜ verpflichtet sich für die Dauer und im Rah-
men des jeweiligen Auftrags, bei dem sich der Be-
schäftiger der überlassenen Arbeitskräfte des AÜ be-
dient, keine Leistungen für den Auftraggeber des Be-
schäftigers zu erbringen, die typischerweise zum Leis-
tungsumfang des Beschäftigers gehören. Dies gilt 
auch und insbesondere für Regieaufträge und Zusatz-
leistungen. 
 
Compliance 
10.1 Der AÜ verpflichtet sich gegenüber dem Beschäf-
tiger, im Rahmen seiner Tätigkeiten für den Beschäf-
tiger bzw. dessen Konzerngesellschaften, die im Leit-
faden Business Compliance für GeschäftspartnerInnen 
dargelegten Verhaltensgrundsätze einzuhalten. Der 
Leitfaden ist unter [www.strabag.com] abrufbar. 
Sollte der AÜ über eigene Compliance Richtlinien ver-
fügen, ist dies dem Beschäftiger mitzuteilen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Allgemeines 
11.1 Für Streitigkeiten zwischen den Vertragsteilen ist 
das sachlich am Sitz des Beschäftigers in Betracht 
kommende Gericht zuständig.   
  
11.2 Erfüllungsort für die Arbeitskräfteüberlassung ist 
der Sitz des Beschäftigers. 
  
11.3 Beschäftiger und AÜ vereinbaren die Anwendung 
Österreichischen Rechts, auch wenn der Ort des Ar-
beitseinsatzes im Ausland liegt. 
 
11.4 Sollten einzelne Bestimmungen dieser AGB oder 
der Einzelvereinbarung unwirksam oder undurchführ-
bar sein oder werden, wird dadurch die Gültigkeit der 
übrigen Bestimmungen nicht berührt. Anstatt der un-
wirksamen oder undurchführbaren Bestimmung ver-
einbaren die Vertragsteile die Geltung einer wirksa-
men Bestimmung, die dem wirtschaftlichen Zweck der 
ursprünglichen Bestimmung soweit wie möglich ent-
spricht. 
  
11.5 Änderungen der Firma, der Anschrift, der 
Rechtsform oder andere relevante Informationen hat 
der AÜ dem Beschäftiger umgehend schriftlich be-
kannt zu geben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
.................................................................... 
Datum und firmenmäßige Fertigung 
des Bieters/Auftragnehmers 


